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Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Wahl 

zum Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Landeswahlgesetz). 
Vom 23. März 1954. 

Der Landtag hat das folgende Gesetz. oeschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Wahl zum Landtag des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Landeswahlgesetz) in der Fassung 
der Bekani.1tmachung vom 6. April 1950 (GV. NW. S, 45) 
und der Änderungsgesetze vom 20. November 1951 (GV. 
NW. S. 148) und vom 8. Dezember 1953 (GV. NW. S. 412) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
a) Abi;. 1 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. Deutsd::ter im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist, U 

b) Abs. 1 Ziffer 3 erhält folgende Fassung: 
,,3. am Tage der Wahlausschreibung seinen Wohn­

sitz in Nordrhein-Westfalen hat." 
c) Aos. 2 wird gestrichen. 

2. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§ 2 
Ausgeschlossen vom Wahlrecht ist 

L wer entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormund­
schaft steht, 

2. wer durch Richtersprudl die bürgerlichen Ehren­
rechte oder das Wahlrecht rechtskräftig verloren 
hat. Dies gilt nicht für den, dem sie aus politisd::ten 
Gründen' in der Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum 
8. Mai 1945 entzogen worden sind, 

3. wem das Wahlrecht im Entnazifizierung.sverfahren 
rechtskräftig abgesprochen worden ist." 

3. § 3 wird gestridlen. 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

.. § 4 
(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnois 
(Wählerliste oder Wahlkartei) eingetragen ist. 
(2) Einen Wahlschein erhält auf Antrag, wer in ein 
Wählerverzeichnis (Wählerliste oder Wahlkartei) ein­
getragen ist, wenn er 

a) sich am Wahltag während der Wahlzeit aus zwin­
genden persönlichen oder beruflichen Gründen 
außerhalb seines Stimmbezirks aufhält und dies 
glaubhaft macht oder 

b) nach Ablauf der Einsprud::tsfrist (§ 11 Abs. 2, § 18 
Abs. 1) seine Wohnung in einen anderen Stimmbe­
zirk verlegt oder 

c) infolge eines körperlichen Leidens oder Gebrechens 
in seiner Bewegungsfreiheit behindert ~st und 
durch den Wahlschein die Möglichkeit erhält, 
einen für ihn günstige·r gelegenen Wahlraum auf­
zusuchen. 

(3) Ein Wahlberechtigter, der nicht in das Wählerver­
zeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Wahl­
schein, wenn 
a) er nachweist, daß er ohne Verschulden die Ein­

spruchsfrist versäumt hat oder 
b) sich seine Berechtigung zur Teilnahme an der 

Wahl erst nach Ablauf der Einspruchsfrist heraus­
stellt. 

(4) Wird der Wahlschein versagt, so kann dagegen 
Einspruch eingelegt werden_ § 18 ist sinngemäß an­
zuwenden." 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

.§ 5 
(1) Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahl­
tage fünfundzwanzig Jahre alt ist. 
(2) Nicht wählbar ist, wem am Wahltag 
a) durch rechtskräftigen Richterspruch oder 
b) durch eine rechtskräftige Entscheidung im Ent­

nazifizierungsverfahren die Wählbarkeit aberkannt 
ist." . 

5a. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) Es wird folgende Ziffer 4 eingefügt: 

".4, durch ein. Parteiverbot gemäß Art. 21 des 
Grundgesetzes (§ 37 cl. U 

b) Die Ziffern 4 und 5 werden 5 und 6. 

6. § 7 erhält folgende Fassung: 

,,§ 7 
Der Verzicht ist dem Landtagspräsidenten oder einem 
von ihm Beauftragten zur Niederschrift zu erklären; 
er kann nicht widerrufen werden." 

7, § 8 erhält folgende Fassung: 

,,§ e 
(1) Der Wahltag wird durch die Landesregierung fest­
gesetzt. 
(2) Die Wahlzeit dauert von 8 bis 18 Uhr. Der Kreis­
wahlleiter kann die Wahlzeit schon mit einem frühe­
ren Beginn festsetzen und längstens bis 21 Uhr aus­
dehnen, wenn besondere Gründe es Erfordern." 

8. § 9 wird gestrichen. 

9, § 10 wird gestrichen. 
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W. § 11 erhält folgende Fassung: 

;,§ 11 
vVahlorgane sind 

für -das Land der Landeswahlleiter ur:.d der Lendes­
wa~laL:sschuß, 

für den vVahlkreis der Kreiswahlleiter und der 
Kreiswahlausschuß, 
für den Stimmbezirk der vVahlyorsteher une. der 
vVahlvo:stand. " 

11. Es wird folgender § 11 a eingefügt: 

,,§ 11 a 
(1) Der Laneeswählleiter und sein Stellvertreter wer­
C:envon de: Landesregierung ernannt. Der Landes­
wahlleiter ist für Gie ordnungsmäßige Vorbereitung 
und Durchfühnma rier vVahl verantwortlich, soweit 
;nicht aneere \Vahlorgane zuständig sind. 
(21 Der Landeswahlüu53Chuß be;;;t-eht aus c:em Landes­
,v~hlleite:( als Vorsitzenden und acht Beisitzern,- die 
der Landtag aus seiner :;:Vlitte beruft. Für jeden Bei­
sitzer ist ein SteEve:::treter zu benennen. 

(3) Der Landesw-ahlamschuß hat folgende Aufgaben: 
a) Das Land in ·Wahlkreise einzuteilen (§ 13 Ats. 1), 
b) übe: Ensprüche gegen Verfügungen des Landes­

wahlleite:s im Mängelbeseitigungsverfah.!"en (§ 23 a 
Abs. 1 Sa~z 3) zu entscheiden, 

cl über die Zdassung der Landesreservelisten zu be­
schließen (§ 23 a Abs. 3), 

d) über Beschwe:den gegen die Zulassung oder Zu­
rückwe~sung von Kreiswahlvorschlägen zu ent­
scheiden (§ 23 a Abs. 4), 

_oe) über die Zuweisung der Sitze aus den Landes­
reservelisten zu entscheiden (§ 35 Abs. 1 und 21." 

12. Es wird folgender § 11 beingefügt: 

;,§ 11 b 
(1) Der Kreiswahlleiter . und sein Stellvertreter wer­
C:en vom Innenmir_ister ernannt. Besteht eine kreis­
freie Stadt oder ein Landkreis aus mehreren \Vahl­
:kreisen, so können ein gemeinsamer Kreiswahlleiter 
lind ein gemeinsame: K:eisv,ahlausschuß bestellt wer-
den. --

(2) DEr Kreiswahileiter i3t unbeschadet der allge­
meinen Verantwortung ries Landes"\o;ahlleiters für die 
ordnungsgenäße Vorbereitung und Durchführung der 
\Vahl im vVählkreis verantwortlich, soweit nicht an­
eere \Vahlorgane zuständig sind. 
(3) Der Kreiswahlausschuß besteht aus dem Kreis­
,vah!leiter als Vorsitzenden und sechs Beisitze:n, die 
von den zuständige!l Kreistagen und Räten der kreis­
freien Städte ge'''lählt ,v-erden. 
(4) Der Kreiswah~ausschuß hat folgende Aufgaben: 
a) Ubsr E'.r:sprt.che gegen Verfügungen des Kreis­

wahlleiters im .Ylängelbeseitigu:c.gsverfahren zu 
entscheic.en (§ 23 a Abs. 1 ~atz 3), 

b) über die Zulassung der Kreiswahlvorschläge -zu 
beschließen (§ 23 a Abs. 3)~ 

c) das vVahlergebnis im Wahlkreis festzusteller~ (§ 3~ 
Ab5.2)." 

13. Es wird fo~gender § 11 c eingefügt: 

,,§ 11 C 

Der \\'ahlvorstand besteht aus dem \Vahlvorsteher. 
dem stelivertre:enden 'Vahlvorsteher illle. drei bis 
sechs Beisi:zem. Der Gemeindedirekto:: beruft die Mit­
gliee.er des \Vahlvorstandes und berücksichtigt hierbei 

- nach !vlög~ichk.eit die in der Gemeinde vert!'etenen 
Parteien." 

14. § 12 erhält folgende Fassung: 

,,§ 12 
(li Die \Vc.hlal:sschüsse und der \VahLvorstand ent­
~cheiden in öffen~!icher Sitzung. 
(2) Die :Wahlausschüsse une. der \Vahlvorstand sine. 
ohne RücEsicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschlußfähig, in der Einladung: ist hierauf hinzuwei-

se:!. hB~~ ,A?st~::,..rnung~n. e~t:c"h.e~d~t .die .Stimml?n­
mehL"eLI oel SLlmmeng~eldLe~t gibI dIe Shmme des 
Vorsitzer.den den Ausschlag. Im übrige::l finden auf 
die Tätigkeit des Landeswöhlaus5chusses eie Vor­
sch:'iten C:er Geschäftsordnur~g des Landtags über die 
La~dtagsausschüsse ur:d auf den Kreiswahlausschuß 
und den \Vahlvorstand- die allgemeinen Vorschriften 
des kommunc.len Verfas5ungsrec..hts lIlJt Ausnahme des 
9 41 Abs. 3 der Gemeindeordnung unri des § 32 
Abs. 2 der Landkreisordnung sinngemäß Anwendung. 
(3) Die Beisitzer in den \Vahlausschüssen und ·Wahl­
vorständen und· die ·Wahlvorsteher und ihre Stell­
vertreter üben eine eh::enamEiche Tätigkeit aus, ad 
die die allgemeinen Vorschriften des kommunalen 
Verfassungsrechts sinngemäß Anwendung finden." 

15. § 13 e_rhält folgende Fassung: 

,,§ 13 
(1) Der LandeswahlausscGuß teilt das Land in 150 
\Vahlkreise ein. 
(2) Die ·Wahlkreise müssen rä=lich zusammenhän­
ger:. Sie sollen eine annähernd gleich große Eimvoh­
nerzahl umfassen. Auf eie Grenzen der Landkreise 
und kreisfreien Städte ist nach Möglichkeit Rücksicht 
zu nehmen. Gemeincegrenzen sollen nur ausnahms­
weise durchschnitten werden. Ortliche Zusammen­
hänge sind nacn:Vlöglic1Llceit zu wahren." 

16. § 14 erhält folgende Fassung: 

,,§ 14 
(1) In jedem \Vahlkreis , ... -:ird ein Abgeordneter mit 
relativer }'iehrheit nach § 34 gewählt. 
(2) Zu c.en r_ach Abs. 1 gewählten Abgeordneten tre­
ten nach Verhälmiswahlgrundsätzen weitere Abgeord­
nete aus Landesreservelisten nach -§ 35.;' 

17. § 15 wird gestric:;hen. 

18. § 16 wird wie folgt geä.ndert:· 
a) Abs. 1 e::-hält folgende Fassung: 

,,(1) Die Wah:kreise gliedern sich in Stimmbe­
zirke. In der Rege! bildet jede Gemeinde einen 
Stimmbezirk.ln größeren Gemeinden teilt der 
Kreiswahlausschuß das Gemeindegebiet in mehrere 

_Stim:r:Qbezirke ein. K.eine Gemeinden und Ge­
meindeteile kenn der Kreiswahlaussthuß mit he­
nachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu 
einem Stimmbezirk vereinigen." 

b) in Abs. 2 wi::-d der vierte Satz "Die Verwaltungs­
bezirksgrenze:! sollen eingehalten werden,'; vo:-
gezogen und a~s Satz 2 aufgeführt. ' 

19. § 17e:hä::'t folgende FasslL."g: 
.. § 17 

(i) In jedem Stimmbezirk wird ein \Vähle:verzeichnis 
(Wählerliste oder vVahlkartei) gerührt, 
(2) Das Wählerverzeichr:is (Wählerliste oder WahL­
kartei) wird vom 21. bis zum 14. Tage vor der vVahl 
zur allgemeinen Einsicht öffentEch ausgelegt. Vom 
Termin der Auslegungsfrist ab können Personen nur 
auf rechtzeitigen Einspruch in das vVählerverzeichnis 
aufgenommen oder darin gestrichen werden, es sei 
denn, daß es sich um offenbare Urrrichtigkeiten han­
delt, die der Gemeinc.edir:ektor biszum Tage vor der 
vVahl zu berichtigen hat." 

20. § 18 erhält folgende Fassung: 

,.§ 18 
(1) Wer e.as vVählerverzeichnis (Wählerliste oder 
vVahlkartei) für ur..richtig oder unvollständig hält, 
kann innerhalb der Ausleg--ungsfrist bei der Gemeinde­
verw·altung Einspruch einlegen. 
(2) Richtet sich der Einspruch gegen die Eintragung 
ei!!.es anderen, so ist dieser vor der Entscheidung zu 
hören. _ . 
(3) Der Geme:'ndedirektor hat die Entscheidung unver­
züglich zu fäEen und dem Antragsteller und dem Be­
troffenE,n zuzustellen. 
(4) Gegen die Elltscheidung des Gemeindedirektors 
kan:r~ binnen drei Tagen nach Zustellung Beschwerde 
eingelegt werde:!, über die die Aufsichtsbehörde ent­
scheidet. 



(5) Die Einspruchs~ oder Beschwerdeentscheidung ist 
für die Berechtigung zur Teilnahme an der Wahl end­
gültig. Sie 'schließt die Erhebung eines Einspruchs im 
\Vahlprüfmi.gsverfahren nicht aus (§ 1 des Gesetzes 
über die Prüfung der vVar..len zum Landtaa des Lan­
des Kordrhein~Westfalen vom 20. ::-;ovemb~r 1951 -
GV. NW. S. 147)." " 

21. § 19 wird gestrichen. 

22. §' 20 wird :~ie folgt geändert: 

IiI Abs. l·treten an die Stelle der'Worte "Wählerliste 
oder vVahlkartei" die 'Worte ,,"\Vählerverzeichnis 
(Wählerliste oder Wahlkarteir". 

23. § 21 erhält folgende Fassung: 

,,§ 21 
Die Aufs~ellung der Bewerber für \Vahlheise und 

Landesresetveliste ist in geheimer Abstiw..IIl.ung in 
einer Versaw..mlung von Mitgliedern oder Delegierten 
der betreffenden politischen Partei auf der Wahlkreis­
ebene - für die Landesreserveliste -auf Landesebene 
- vorzunehnien, zu der die YEtalieder oder eine den 
stat-lltarischen BestimmungEm.de/Partei entsprechende 
Zahl v.9n Delegierten ordnungsmäßig einzuladen sind, 
Umfaßt einiLandkreis oder eine kreisfreie Stadt meh~ 
rer8"\Vahl~teise, so kann die Versammlung für alle 
\Vahlkreise; stattfinden und gemeinsam abstimmen. 
Eine beglaubigte Abschrift der "Kiederschrift über 
diese Beschlußfassu!:g mit Angaben über die Be­
kamitmachung oder Einladung zu der VersaITL11llung 

. und über die Zahl der erschienenen Ylitglieder ist mit 
den vVahlvprschlägen: einzureichen." 

24. § 22 erhält! folgende Fassung: 

,,§22 
(1) Beim Kreisw'ahlleiter können bis zum 'sieozehnten 
Tag vor der vVa..lll, 18 lJhr, .Wahlvorschläge für die 
vVahl im vVahlkreis (Kreiswaalvorschläge) eingereicht 
werden. ; " 

(2) Die Kreiswahlvorschläge von politischen Parteie~ 
müssen voti: der für den' vVahlkrels zuständigen Lan­
desleitur.g der Partei unterze:'chn.et sein. Ist die poli­
tische Parte~ in. der im 'Zeitpunkt der \Vahlausschrei­
bung (§ 8 Abs.l) laufenden Wahlperiode des Umd­
tags nichl ununterbrochen mit 'mindestens drei Abge­
ordneten im Landtag vertreten, so kann ;:;ie einen 
\Vahlvorschlag- nur einreicllen, wenn· sie ITachweist, 
daß sie ein'en nach demokratischen Grundsätzen ge­
"rählten Vorstand, eine sG"lJ.riftliche Satzung l:.nd ein 
Programm hat. Die \Va..hlvorscb.läge dieser Parteien 
müssen ferrj.er von mindestens 100 vVahlberechtigten 
des \Vahlkreises persönlich und.handschriftlich unter­
zeichnet sein; dies gilt auch für \Vahlvorschläge, 
von parteilosen Bewerbern. Die ordnun-gsmäßige l:n­
terzeichming bis zum Ablauf der Einreichungsfrist ist 
Voraussetzung für das V"0rliege~ eines gültigen 
·vVahlvorschlags. 
(3) Jed'er vyahlvorschlag muß Kame, Vorna..'l!.e, Ge­
btirtstag, Geburtsort, Anschrift und Beruf und, falls 
der Bewerner von. einer Partei aufgestellt ist, die 
Parteibezei(hnung angeben. Jeder 'Wahlvorschlag darf 
nl1:r einen Bevietber enthalten. Ein" Bewerber darr­
unbeschadet seiner Bewerbung in einer Reserveliste 
- nur in e;inem \Vahlvorschlag benanü weIden. In 
einen \Vahlvorschlag darf nur aufgenommen werden, 
wer seine Z;ustimmung schriftlich erteilt hat. Die ord~ 
nungsmäßige Abgabe der Zustimmungserklärung bis 
zum Ablauf der. Einreichungsfrist ist Voraussetzung 
für die Abgabe eir.es gültigen \Vahlvorschlags. 
(4) In ,jeden\. vVahlvorschtag soll ein Vertrauensmann 
und ein Stellvertreter 'verzeichnet sein. Fehlt diese 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner als Ver­
·tra.uensmami, der zweite als sein Stellvertreter. " .. 

25. §23 erhält folgende Fassuna; 
i. ~ 

,,§ 23 
(1) Für die :Landesreserveliste können nur Bewerber 
benannt werden,die für eine politische Partei auftre­
ten. Die Landesreserveliste muß von der für das Land 

'. zuständigen! Parteileitung unterzeicb.rre: sein. Ist die 
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politische Partei in der im Zeitpunkt ·der Wahl aus­
schreibung (§ 8 Abs. 1) laufencen Wahlperiode des 
Landtags nicht ununterbrochen mit 'mindestens 'drei 
Abgeordneten im Landtag vert,reten, soml:ß die 
Landesreserveliste von mindestens 1000 VV'al>Jberech­
tigten· des Landes persönlich und handschriftlich unter­
zeich.n:et sein. 
(2) § 22 Abs. 1, 3 und 4 geI:en sirhlgemäß." 

26. Es \\ird 'folgender § 23 a eingefügt; 

,,9 23 a 
(1) Der zuständige Wahlleiter hat die vVahlvorschläge 
so~ort zu pJ"üfen. Stellt er :'vIängel fest, so fordert ee 
unverzüg~ich- den Vertrauensmann auf, sie rechtzeitig 
zu beseitigen. Der Verirauensmann kann gegen Ver­
fügungen des vVahlleiteTs den \Vahlallssmuß an­
rufen. 
(2) Mängel des \Vahlvorschlages kö2nen nur so lange 
behoben ,verdeIl, als-nicht über seine Zulassung ent­
schieden ist. Sind in einer Landesreserveliste die An­
forderungen nur hiLsichtlich e:nzelner Bewerber nicht 
erfü:lt, so werden ihre Namen in der Landesreserve­
liste gestrichen-. 
(3) Der Kreiswah~ausschuß entscheidet am fünfzehnten, 
der Landeswahlausschuß ·am zwölften Tage. vor der 
Wap.l über die Zulassung. der Wahlvorschläge. :Wahl­
vorschläge .si:r!.d zurüc'~zuweisen, wenn sie verspätet 
einge:eicht sind oder den" Anforderungen. nicht ent­
sprechen, die durch dieses Gesetz oder 'die vVahlord-
mlllg aufgestellt sbd. " 
(4) \Veist der Kreiswahlausschuß einen \Vahlvorschlag 
zurück, so :Kann binnen zW'ei Tagen nach Verkündung 
in der' SitzUo.'lg des Kfeiswahlausschusses vom Ver­
trauensmann des vVahlvorschlages, dem Landeswahl­
.leiter oder dem Kreiswahlleite: Be5chwerde an cien 
Landeswahlausschuß ei!!.gelegt werden. Der Landes­
"\\~ahlleiter und der .Kreiswahlleiter können 'auch ge­
~gen eine Entscheidung, durch die ein Kreiswahlvor­
schlag zugelassen wird, Beschwerd.e erheben. In der 
Bes_chwerdeverhand:ung sind die - erschier;.enen Be­
:eiligten zu hörer,. Die .Entscheidun.g über die Be­
scb.werde muß spätestens am zehnten Tage vor der 
\Vahl getroffen 1verden·. Die Beschwerdeen-:scheidung 
ist für Cie AufstellJillg c.er Be,v'erber zur \Vahl end- . 
gültig. Sie schließt c.ie Erhebung eines Einspructs im 
vVahlprüfungsverfahren nicht m.:s (§ 1 des Gesetzes 
über die Prüfung der 'Wahlen zum Landtag des Lan­
des Nordrhein-\Vestfalen vom 20. Kovember 1951 --'-
GV. l':W. S .. 147 -)." _ . 

27. § 24 erhält folgende Fassung: 

,,§ 24 
(1) Der KreiswahEeiter macht die zugelassenen Kreis­
wahlvorschläge spätestens am achten Tage vor der 
Wahl öffentlid:. bekannt. 

. (2) Der Landeswahlleiter macht die zugelassenen Lan­
desreservelisten spätestens am neunten Tage vor der 
War..l öffentlich bekannt. 
(3) Für die Reihenfolge der Bekanntmachung gilt § 27 
Satz 3." 

28. § 25 erhält folgenda Fassung: 

,,§ 25 
Ein vVahlvorschlag kann durch gemeinsame schrift­
liche Erklärung des Vertrauensmannes Und seines 
Stellvertreters zurückgenommen werden, solange nicht 
über seine Zulas5ung entschieden. ist. 
Ein Kreiswahlvoyschlacr oder eine Landes::eserveliste, 
die von 100bZ"\\~. lOOO\Vahlberechtigteh unterzeichnet 
ist, kann auch vön der Yiehrheit der unterzeichner 
durch eine von ihnen persönlich und haIldschrifflich· 
unterzeichnete Erklär::.ng. zurückgen?illnen ,·"erden." 

29. § 26 wird gestrichen. 

30 .. § 27 erhält folger:.de Fassung: 
,,§ 27. 

Die Stimmzettel werc.en für jeden-.vVahlkreis amtlich 
hergestellt. Sie en~halten alle' zugelassenEm Kieis­
wahlvorschläge. Die Reihenfolge ~uf dem Stimm-

i' 

" 

," 
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zettel richtet sich nach der Stimmenzahl, die die Par­
teien bei der letzten Landtagswahl im Lande eI­

reic.i-J.t haben; sonstige \Va..hJ.vorschläge schließen sich 
in der Reihenfolge ihres Eiilgangs an." 

31. § 28 wird gestrichen. 

32. Die Iiberschrift "III. Durchführung der Wahl" wird 
statt vor § 30, vor § 29 gesetzt. 

33. § 29 erhält folgende Fassung: 

,,§ 29 
(1) Die Wahlhandlung und die Ermittlung des Wahl­
ergebnisses 'sind öffentlich. Der \Vahlvorstand kann 
Personen, die die Ordnung und Ruhe stören, aus dem 
\Vahlraum verweisen. 
(2) In dem Gebäude, in dem sich der Wal1..lraum be­
findet, sowie in einem Umkreis von 50 Metern, ist jede 
Beeinflussung der VV'ähle;: durch \\7ort, Ton, Sdl!ift 
oder Bild verboten." 

3~. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 tritt an die Stelle der \Vorte "mit dem 
Landesstempel versehenen" das \Vort "amt­
lichen". 

b) In Abs. 3 sind hinter' das Wort "Kreuz" die \Vorte 
zu setzen: "oder auf andere \Veise eiIldeutig". 

35. a) § 32 wird wie folgt geändert: 

In Abs. 1 treten an die Stell~ der \Vorte "Wäh­
lerlis'ten oder \Vahlkarteien" die \Varte ,,\Väh­
lerverzeidmisse ("Wählerlisten oder \Vahlkar­
teien)". Das \Vori "Stimmzettel" wird ersetzt 
durch die \Vorte "amtlichen Umschläge". 

b) § 33 Ziff. 1 erhält folgende Fassun,g: 

,,1. die nicht 'in einem amtlichen Umschlag oder die 
in einem mit Ke!Lllzeichen versehenen 'Cmschlag 
übergeben "rorden sind,". 

36. § 34 erhält folgende ,Fassung: 

.§ 34 
(1) Im Wahlkreis ist derjenige Bewerber gewählt, 
der die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stim­
mengleichheit entscheidet das vom Kreiswahlleiter zu 
ziehende Los. 

(2) Der, Kreiswahlausschuß stellt fest, wieviel Stim­
men für die Bewerber und für die politischen Par­
teien abgegeben worden sind und welcher Bewerber 
im Wahlkreis gewählt ist. Er hat hierbei die Entschei­
dungen der \Vahlvorstän.de zugrunde zu legen. 

(3) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den Gewähl­
ten durch Zustellung und fordert ihn auf, binnen einer 
\Voche nach Zustelllli'1g schriftlich zu e;:klären, ob er 
die \V ahl annimmt." 

37. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 tritt an die Stelle des \Vorte", "Landes­
' .. ahlleiter" das Wort "La.'ldeswahlaussdmß". 

b) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Der Landeswahlausschuß zählt zunächst die 
für alle parteiangehörigen Bewerber abgegebener­
_Stimmen, nach Parteien getrennt, zusammen. Er 
stellt dw.ll fest, welche Parteien weniger als 5 % 

der Gesamtstimmenzahl oder nicht mindestens 
einen Sitz im \Vahlkreis oder nicht mindestens 
ein Drittel der gültigen Sti=en in einem Wahl­
kreis erhalten haben. Die Stimmen dieser Part4ien 
bringt er von der Gesamtstimmenzahl in Ab~ug. 
Darauf ermittelt er, ,'..-ievie1 Sitze jeder der :p,och 
zur Berücksichtigung kommenden Parteien $ter 

, Anwendung· c;ies Verhältniswahlrechts zuzut?ilen 
wären. Zu diesem Zweck stellt er fest, wi~viel 
Prozent aller abgegebenen Stimmen jede PÄrtei 
erhalten hat und wieviel Sitze ihr danach inbge­
samt zustünden. Dabei wird eine Sitzzahl zugrUnde 
gelegt, die 331/3 °/0 über der Zahl der in dep_ \Vahl­
kreisen gewählten Abgeordneten liegt (Ausg~ngs-

\ 

zahl). Diejenigen Parteien, die mehr erhalten ha­
ben, als ihre unter Zugrlli,,:delegilng der Ausgangs­
zahl errechnete Sitzquote ausmacht, behalten diese 
Sitze; Parteien, die ,'[eniger als Lhre Sitzquote er­
halten haben, erhalten aus der Reserveliste in der 
Reihenfolge der dort benannten Bewerber zusätz­
liche Sitze bis zur Höhe der ihnen zustehenden 
Zahl." 

c) Es wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) Der LandeswahlJ.eiter benachrichtigt die aus 
den Landesreservelisten Gewählten durch Zustel­
lung und fqrdert sie auf, binnen einer \Vocne nach 
Zustellung schriftlich zu erklären, ob sie die 'Wahl 
annehmen. !' 

38. § 36 erhält folgende Fassung: 

,,§ 36 

Der Kreiswahlleiter macht das Ergebnis im \VahlkTeis, 
der Landeswahlleiter das Ergebnis im Lande be­
kannt." 

39. Die ,Iiberschrift vor § 31 wird vor § 37 a gesetzt und 
erhält folgende Fassung: 

"V. N'achwahlen, \Viederholungswahlen und Ersatz 
von Abgeordneten." 

40. § 37 erhält folgende Fassung: 

,,§ 37 

Ein gewählter Bewerber en\i.rot eie Mitgliedschaft im 
Landtag mit dem Eingang der Annahmeerklärung 
beim z-.lständigen Wahlleiter, jedoch nicht vor Ab­
lauf der \Vahlperiode des alten Landtags. Gibt der 
Gewählte bis zum Ablauf der gesetzten Frist keine 
Erklärung ab, 50 gilt. die :Wahl zu diesem, Zeitpunkt 
als angenommen. Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt 
als Ablehnung. Eine Ablehnung kann nicht widerrufen 
werden." 

41. Es wird folgender § 37 a eingefügt: 

,,§ 37a 

(1) Ein.e Nachw'ahl findet statt, 

1. wenn in einem \Vahlkreis oder in einern Stimm­
bezirk die VVc.hl nicht durchgeführt worden ist, 

2. wenn ein in dem \Vö-hlkreis vorgeschlagener Be­
werber nach der Zulassung des \Vall!vorschlags, 
aber noch vor der \Vahl stirbt. 

(2) Die Kachwahl muß spätestens drei' Vvochen r..ach 
dem Tag der ausgefallenen \Vahl stattfinden. Den 
Tag der Nachwahl bestimmt der Landeswahlleiter. 

(3) Die Kachwahl findet auf denselben Grundlagen 
und nach denselben. Vorschriften wie 'die ausgefallene 
\Vahl statt, soweit nicht eine Ergänzung der \Vahlvor­
schläge erforderlich ist." 

42. E3 wird folgender § 37 beingefügt: 

,,§ 37b 

(1) Wird im \Vap..lprüfungsverfahren die Wahl Lll 
einem \Vahlkreis oder ir.. einem Stimmbezirk für un­
gültig erklärt, 50 ist sie in eiern in der Entscheidung 
bestimmten Umiang zu wiederhole!'.. 

(2) Bei der Wiederholung wird vorbehaltlich einer 
anderen Entscheidung im \Vahlp;:üfungsverfahren nach 
denselben \Vahlvorschlägen und, wenn seit der Haupt­
wahl noch nicht sechs wlonate verr10ssen sind, auf 
Grund - derselben \Vählerverzeichnisse gewählt wie 
bei der für ungültig erklärten \Vahl. 

(3) Die \Viederholungswahl muß spätestens sechzig Tage 
nach Rechtskraft der Ent5cheidung stattfinden, durdl 
die, die Wahl für U-TJ.gültig erklärt worden ist. Sie un­
terbleibt, wenn feststeht, daß innerhalb von- sechs 
Monaten ein neuer Landtag gewählt wird. Den Tag 
der \Viederholur_gswahl bestimmt der Landeswahl­
leiter. 

(4) Auf Grund der V\Tiec.erholungswap~ wird das 
\Vahlergebnis neu festgestelli. ,,' 



43. Es "\',ird folgender § 37 c eingefügt:' 
, , 

,,§ '37 c 
(1) 'Verlieren in "Wahlkreisen. gewählte Ab.geordnete 
ihren Sitz: auf Grlli~d einer Entscheidung des Bun­
desve!fassungsgerichts gemäß Art. 21 des Grundge­
setzes, durch die eine Par~ei oder die Teilorganisa­
tiori einer ,Partei fü:::- verfassungswidrig erklärt wird, 
s01'iird die Wahl in diesen Wahlkreisen wiederholt, 
Die' vom Verlust betroffene,-L Abgeordneten. dürfen 
bei der \Viederhohingswahl nicht als Bewerber auf-
treten. ' 
(2) Verlier:en aus den Landesreservelisten' gewählte 
Abgeordnete tinter den Voraussetzungen des Abs: 1 
ihren Sitz, ;50 bleibt dieser - vorbehaltlich des Abs. 3 
--'- unbes,efrt; die gesetzliche :Mitgliederzahl des Land .. 
tags vertingert sich entsprechend. ' 
(3) War iin Falle des 'Abs. 2 der vom Verlust be­
troffene Abgeordr"ete auf der Landesreserveliste 
el.'1er nicht für verfassungswidrig erklärten Partei ge­
wählt, so wird der nächste nicht gewählte Bewerber 
dieser Larid~,sreserveli5te einberufen." 

44. § 38 erhält folgende Fassung:- , 

,,§ 38 
(1) Vvenn ein gewählter Bewerber stirbt oder die An~ 
nahme der;, Wahl ablehnt oder :""enn eh Abgeord­
neter stirbt oder sonst aus dem Landtag -ausscheidet, 
so ~'iird der Sitz nach der Landesreserveliste derjeni­
gen Partei .besetzt, für die der Ausgeschiedene bei der 
'Wahl aufgetreten ist; ein späterer ParteiweG'lsel des 
Ausgeschiedenen bleibt unberücksichtigt. Auf der Lan­
desreserveliste bleiben diejenigen Bewerber außer 
Betracht. die aus der Partei, für die sie bei der Wahl 
qu:fgesteÜt; worden sind, ausgeschieden sind oder in 
der gemäß' § 7 vorgesehe!'_en Form auf ihre Anwart­
schaft verzichtet haben. Ist die Landesreserveliste' er-

'schöpft, so! bleibt der SÜz leer; die gesetzliche yIit­
gliederzahl des Landtags vermindert sich; entspre-
chend. . 
(2) Treffen! die Voraussetzungen des Abs, 1 Satz 1 
erster Halbsatz auf einen Beweroer zu, der nicht für 
eine politische Partei aufgetreten ist, so findet eine 
Ersatzw'ahl: statt. Die Ersatz",ahl muß späte3tens drei 
Monate n~ch dem .Zeitp=kt stattfinden, in dem die 
Voraussetzung dafür eingetreten ist. Sie unterbleibt, 
wenn feststeht, daß innerhalb von sechs :Y!onaten ein­
n.euer Lan!Itag gewählt' wird. Die Ersatzwahl wird 
nach den allge:g.J.ein,en Vorschriften durchgeführt. Den· 
W,ahltag bestimmt der Laiideswahlleiter.· Die §§ -34 
Abs. 3, 36 }illd 37 gelten entsprechend. 
(3) Die Feststellung, wer I'.ach Abs. 1 als Listennach­
folger einE'itt, trifft der Landeswahlleiter. Die §§ 35 
Abs. 3, 36.und 37 gelten entsprec..lJ.end." ' 

45. § 39 wird gestrichen. 

46.j 41 wird -gestrichen. 

41. Kach § 42 ;..,ird folgender AbsdlIlitt VIII eingefügt: 

i,.VIII.' Ubergangsbestimmungen 

§ 42 a 
- Die \Vahl am 27. Juni 1954 findet, unbeschadet gering­

fügiger Berichtigungen durch den Landeswahlausschuß, 
nach der ~isherigen Wahlkreiseinteilung statt." 
Vor -§,43 'wird eL'lgefUgt: "IX. Ausführungsbestim-
mungen",." ' 

87 

§§ 13 bis 16 über die Einteilung der Stimmbezirke 
und über die Bekanntmachung de:;; \Vahlkreise, 
Stirrimbezirke und \Vahlräume, wobei dep.obe­
sonderen Verhältnissen der anitsancrehöriaen 
Gemeinden Redmung zu tragen ist, ~ -

§ 18 über das Verfahren bei Einsprüchen- und über 
,die Benachrichtigung der \VCt4lberechtigten, 

,§§ 21 bis 25 über Inhalt, Einreichung und Fornt der 
\Vahlvorschläge, wobei eL'l' vereinfachtes Kach­
weisverfahren für solche Parteien vorgeSehen 
werden kann, die sich gleichzeitig in Wahlkreisen 
und' auf der Landesreserveliste bewerben. über 
das Verfahrep. für 'G.ie Prüf:mg, Zulassung und, 
Beka=~gabe der 'Wahlvorschläge, über die Be­
fugnisse der Ve:::trauerrsniänner und über die 
Befugnis zur Unterzeidmung-von \Vahlvor-
schlägen, ,_ 

§ 27. üoer Form und Inhalt des Stimmzettels Und des 
Wahlumschlags, 

§§30 und 31 über Schutzvorrichtungen, \Vahlurnel). 
- und über d.ie, Stimmabgabe, 

§ 32'über dIe Ieststellung des \Vahlergebrusses, 
§ 33 über die Ungültigkeit der Stimmzettel, 

§§ 34 bis 37 über die Feststellung und Bekannt­
machung des \Vahlergebnissesund die Aufbe-
wahrung der \Vahlunterlagen, ' 

§§ 37 a, 37 b, 37 c und 38 über die Durchführung von 
Nachwahlen, \Viederholungswahlen und Ersatz­
wahlen und die Ersatzbesti=ung von Ver­
tretern, 

§ 42 t.ber die Erstattung der \VahIKosten. 
(2) In der \Vahlordnung kann das Wahlverfahren 
1. in Kranken- und Pflege anstalten und in Klöstern, 
2, für Bewohner von Sperrgehöften, 
3. für Binnenschlffer, 
-4. für Personen, die sich am \Vahltag außerhalb des 

Landes befinden und 
5. in Gefangenenanstalten ' 

mit Rücksicht auf die Besonderheiten dieser Fälle 
gere'gelt werden. 

(3) In der \Vahlo:::dnung sind besondere Besti=ungen 
zu treffen über die gemeinsame Dl:.rchfühTUng~ "der 
Landtagsw'ahl mit anderen \Vahlen, um die gemein­
same,Benutzung der \Vahlunterlagen und' dieZusam­
menarbeit der \Vahlorgarie sicherzustellen. 
(4) Die\Vah~ordriung Lrifft nähere Bestimmungen; in 
welcher \Veise Bekanntinadmngen zu veröffentlichen, 
in welchem Umfange amtliche Vordrucke zu venven­
den und Vordrucke von Amts wegen zu beschaffen 
sind. 
(5) Die Wahlordnung trifft die näheren Bestimmungen, 
in welc..lJ.em Umfang für die Zweäe der -\Vahlstatistik 
_die \Vahl nac..lJ. Geschlechtern uml Altersgruppen ge­
~rennt durchgeführt werden kann oder auf Anordnung 
des Landeswahlleiters getrennt durchzuführen ist. Sie 
regelt das hierbei anzuwendende Verfahren."-

Artikel II 
Der InhEouminister wird erm~chtigt, die sich 'auS diesem 

Gesetz ergebend~ neue Fas:sung des LandesWahlgesetzes 
Gnter neuem Datum und in neuer Paragraphenfolge be­
kanntzc:mac..'len und hierbei "Cnsti=igkeiten des \Vort-
lauts ~u berichtigen., -

Artikel III 
· Dieses Gesetz tritt mit 'dem Tage der Verkündung, in 

48, § 43 erhält'folgende Fassung: Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über diE~ 'Wahl zum 
,.§ 43 Landtag des 'Landes Nordrhein-\Ve'stfalen (Landeswahl-

(1) Der Intlermiinis~er erläßt, in der -Landes',..,a!üord- gesetz) in der Fassung der BekanntmadlUI).g vom 6. April 
nung Rechtsv.orschriften ZlE Ausfü,h,nlIlg derVorsdLrif- 1950 (GV. NW. S. 45) und der .l\.ndenlIigsgesetze yom 

- ten in 20. ,~ovembe!" 1951 (GV. NW. S. 148) und' vom 8. De-
§ 4 über: die Führung unQ. 'Auslegung der Wäh- - zember 1953 (GV. NW. S. 412) außer Kraft. 

lerverzeidmisse sowie über die Ausgabe von , Düsseldorf, den 23. ::V!ärz 1954. 
\Vah~scheinen, 

§§ 11, 11 a, i 11 b,' 11 c und 12 über Bildung, Beschluß­
fassung und Verfahren der. \Vahlausscnüsse unQ 
\Vahlvorstände, über die Beruf.mg in ein. 
\Vahlehrenamt und über de:!. Ersatz von. Aus­
lagert für -Inhaber von Wahlehrenämtem, 

Die Landesregierung des Landes :\iordrhein-\Vestfalen. 

Der :v1inisterpräsident: Der Innenminister : 
Arnotd. Ur. NI eye r s. 

- ~V. NW. 1954 S, 83. 
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Bekanntmachung_ 
über die Neufassung des Gesetzes über die \VahI 

zum Landtag des Landes Nordrhein-\Vestialen 
(Landeswahlgesetz ). 

Vom 26. März 1954. 

Das Gesetz über die vVahl zum Landtaa des LandE:~ 
NOl:drhein-\Vestfalen (Landeswahlgesetz) - w-ird nach­
stehend auf Grund des Artikels Ir des Gesetzes zur "~ndE- _ 
!ung . des Gesetzes über die \Vahl _ Z:lm Landtag cie5 
Landes ::.r o:drhein-IN estfalen (La.ildeswahlgesetz) vom 
23. März 1954- (GV. :-..rVv. s. 83j in seiner ne1:.en Fas3u::.g 
bekanntgegeben. 

Düsseldod, de!l 26. :vIärz 1954. 

Der Innen:ninister 
des La.:lces :-,rordrhein-vVestfalen: 

Dr. MeyeIS. 

Gesetz 
über dil:! \Vahl zum Landtag des Landes Nordrhein­

\Vestialen (Landeswahlgesetz). 
Vom 26. März 1954. 

1. 'Wahlrecht und vVählbarlceit 

§ 1 

vVahiberec!J.tigt ist, wer am \VahEag 
1. Deutscher im Siime des Art. 116 Abs. 1 des Grl;.nd­

gesetzes ist! 
2. das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet nat und 
3. am Tage der \Vahlamsch::-eib:mg seinen vVonnsitz in 

r":ordrhein-\Vestfalen hat. 

§ 2 
Ausgeschlossen vom \Vc.hlrec..':t ist 
1. we: entmündigt ist oder unter vorläufiger Vormund­

schaft steht, 
2. wer durcn Richterspruch die bürgerlic!len Ehrenrechte 

oder das \Vahlrechf rechtskräftig verloren hat. Dies gilt 
nicht für den, dem sie aus politischen Gründen in der 
Zeit vorn 30. Januar 1933 bis ZLll 8. Mai 1945 entzogen 
worden sind, 

3. wem das Vvahl:echt im Entnazifizierungsverfahren 
rechtskräftig abge5proc.~en worden ist. 

§3 
(1l \Vählen kann nur. wer in ein \.Vählerverzeichnis 

[\Vihlerliste oder \Vahllcartei) eingetragen ist. 
(2) Einen \Vahlschein erhält auf Antrag, ,\'er in ein 

vVahlerverzeichnis (vVähierliste oder Vvahlkartei) ein­
getragen ist, wenn er 
aj sicn am \Vahltag während der\Vahlzeit aus zW'ingeD:­

den nersönlichen oder beruflichen Gründen außerha!o 
seines Stimmbezirks aufhält und dies glaubhaft macht 
oder 

b) nach Ablauf 'der Einsprudlsfrist (§ 16 Abs. 2, § 17 
Abs.· 1) seine \Vohnung in einen anderen Stimmbezirk 
verlegt oder 

cj infolge eine3 körperlichen Leidens oder Gebrec,'1ens 
in seiner Bewegungsfreiheit behindert ist und durch 
den \Vahlschein die ~v!öglichkeit erhält, einen für ihn 
günstiger gelegenen \Vahlraum aufzusuc,'1en. 

(3) Ein \Vahlberedltigter, der nicht in cias \Vählerver­
zeichnis eingetragen ist, erhält auf Antrag einen Vvahl­
sc..'lein, wenn 
a) e! nach-w-eist, daß er ohne Verschulden die Enspruchs­

irist versäumt hat oder 
b) 5ich seine Berechtigung zur Teilnahme an der Vvahl 

erst nach Abiauf der Einspruchsfrist herausstellt. 
(4) \Vird der \Vahlschein versagt, so kann dagegen Ein­

spruch eingelegt ".'erden. § 17 ist sinngemäß anzuwenden. 

§ 4: 
111 \Vählbar ist jeder "Wahlberechtigte, der am \Vahltage 

fü~fundzwanzig Jahre alt ist. 
(2) r\!icht wählbar ist, ""ern am \Vahltag 

a) durch rechtskräftigen Richterspruch oder 
b) durch eine rechtskrä~tige Entscheidl:.ng im Entnazifizie­

n~ng3verfahren die \Vählbarkeit aberkailnt is~. 

§ 5 
Ein Abgeordneter verliert seinen- Sitz 

1. dcrch Verzicht, 
2. C.UTC2 nadlträglichen Verlust de: \Vählbarkeii, 
3. dmcn strafgerichtliche Aberkennung eier Rechte aus 

öffentlichen 'Wahlen, 
4. durö ein Parteiverbot gemäß Art. 21 des GrUndgesetzes 

(§ 37), 

5. durch UngUtigkeitserklärung dei: \Val:l," 
6. eiurch !lachträgliche BerichtigU!lg des \Vahlergebnisses. 

§ 6 
De: Verzicht ist dem Landtagspräsidenten oder einem 

vön_ ihm_ Beauftragten Zt.:T :-~iedersch~i:ft zu. erklären i- er 
kann nicht wic.errufen werden. 

11. \Vahlvorbereitung 

§'i' 

(1) Der \Vahitag wird durch die Landesregierung fest­
geseizt. 

(2) Die \Vahlzeit dauert von 8 bis 18 Ghr. Der Kreis­
'.'1ahlleiter kann die \Vahlzeit schon mit einem früheren 
Beginn festsetzen und längstep.s bis 21 Uhr ausdehnen, 
"';."lenn besondere Gründe es e:rfo~dern. 

§ 8 
\Vahlorgcne sinG 

für das Land der Landeswahlleiter und 
eier Landeswahlausschuß, 
für den \Vahlkreis der Kreiswahlleiter 
und der Kreiswahlaus5cnuß, . -
für den Stimmbezirk der vVahlvo~steher 
und der \Vahlvorstand. 

§ 9 
(l) Der Landeswahlleiter 11..11d sein Stellvertreter werden 

von -der Landesregierung ernannt. Der Landeswahlleiter 
ist für die ordnungsmäßige Vorbereitung lmd Durchfüh­
~ung der \Vahl verantwortlich, soweit nicht andere vVahl­
organe zust§.ndig sind. 

(2) Der Landeswchlausschuß besteht aus dem Landes­
wahlleiter als Vors:tzendem und acht Beisitzern, die der 
Landtag aus seiner Mitte beruft. Für jeden Beisitzer ist 
ein Stellvertreter zu benennen. 

(3) Der Landes",ühlcussdmß hat folgende Aufgaben: 

a) Das Land in \Vahlkreise einzuteilen (§ 13 Abs. 1l, 

b) übe~ Einsprüc,'1e gegen Verfügungen des Landeswahl­
leiters im YIängelbeseitigungsverfahren (§ 22 Abs. r 
Satz 3) zu entscheiden, 

cl über eiie Zulassung der Landesreservelisten zu be­
sdü:eßen (§ 22 Abs. 3), 

d) -übe~ Beschv:ercien gegen die Zulassung oder Zurüc.1;:­
weisung von Kreiswahlvorschlägen zu entsdleiden 
(§ 22 Abs. ~), 

e) über die Zuweisung der Sitze aus den Landesreserve­
listen zu entscneiden (§ 32 Abs. -1- und 2). 

§ 10 
(1) Der Kreiswahlleiter und sein Stellve:treter werden 

vom Innenminister ernannt. Besteht eine kreisfreie Stadt 
oder ein Landkreis aas mehreren vVahlkreisen, so können 
ein gemeinsamer Kreiwrahlleiter und ein gemeinsamer 
Kreiswahlausschuß bestellt 'Nerden. 

(2) Der Kreiswahlleiter ist unbescnadet der allgemeinen 
Verantwortling des Landeswahlleiters für die ordnungs­
mäßige Vorbereitung und Durchführung der Vvahl im 
vVahlkreis verantwortlic.fJ., soweit nicht andere \Vahl­
organe zuständig sind. 

(3) Der Kreiswahlausschuß besteht aus dem Kreiswahl­
leii:er als Vorsitzendem umt sechs Beisitzern, die von den 
zuständigen Kreistagen und Räten der kreisfreien Städte 
gewählt werden. 

(4) Der Kreiswahlausschuß hci folgende Aufgaben: 
c', Das Gemeindegebiet in Stimmbezirke e:nzuteilen und 

in Bedarfsfall kleine Gemeinden und 'GemeindeteEe 
mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen zu 
einem Stimmbezirk zu vereinigen (§ 15 Abs. 1 Satz-3 
,-mü 4), 



b) über Einsprüche gegen Verfügungen des Kreiswahllei­
ters im MängelbeseitiglLTlgsverfahren zu entscheiden 
(§ 22 Abs. 1 Satz 3j, ' 

c) über die Zulassung der Kreiswahlyorschläge zu be­
schließen (§ 22 Abs. 3), 

d) das vVahlergebnis im vVahlkreis festzustellen (§ 31 
Abs.2). 

§11 

Der ,vVahlvorstand be_steht aus dem \Vahlvorsteher, 
dem stellvertretenden \'Vahlvorsteher und drei bis sechs 
Beisitzern. Der Gemeindedirektor beruft die yIitglieder 
des \Vahlvorstandes und berücksichtigt hierbei nach 
Möglichkeit die in der Gemeinde vertretenen Parteien. 

'_ § 12 , 
(11 Die vVahlausschüsse und der vVahlvorstand ent­

scheiden in öffentlicher Sitzung. 
(2) Die vVahlausschüsse und der vVahlvorstand sind 

ohne Rücksicht auf die Zahl- der erschienenen M~tglieder 
"beschlußfähig; in der Einladung ist hierauf hinzmyeisen. 

Bei Abstimmungen entscheidet die Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
"A..usschlag. Im übrigen' finden auf die Tätigkeit des Lan­
deswahlausschusses die Vorschriften der Geschäfts­
ordnung des Landtags Über die Lqndtagsausschüsse und 
auf den Kreiswahlausschuß und den vVahlvorstand die 
allgemeinen Vorschriften des kommunalen Verfassungs- -
rechts mit' Ausnah!Ile des § 41 Abs. 3 der Ge!Ileinde­
ordnung liI).d· des § 32 Abs. 2 der LancL1;:reisordnung sinn­
gemäß Anwendung. 

(3) Die Beisitzer in den Vvahlausschüssen und vVahlvor-. 
ständen und die '\Vahlvorsteher und ihre Stellvertreter 
üben eine ehrenamtliche Tätigkeit aus, auf die die all­
gemeinen Vorschriften des komm,unalen Verfassungs­
rechts sinngemäß Anwendung finden. 

§ 13 
(1) Der Landeswahlausschuß teilt das Land in 150'vVahl­

kreise ein. 
(2) Die vVahlkreise müssen räumlich zusamTIenhängen. 

Sie sollen eine annähernd gleich g!oße Eim'mhnerzahl 
umfassen. Auf -die Grenzen der LandKreise und kreis­
freien Städte ist nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. 
Gemeindearenzen sollen nur ausnahmsweise durch­
schnitten ,,,erden., Ortliche Zusammenhänge" sind nach 
ylöglichkeit zu wahren. 

§ 14 
(1) In jedem 'Wahlkreis w"ird ein Abgeordneter mit relc.-' 

- tiver Mehrheit nach § 31 gewählt. 
(;2) Zu den nach Abs. 1 gewählten Abgeordneten tre­

ten nach Verhältniswahlgrundsätzen wei-:ere Abgeordnete 
aus Landesreserveiisten nach § 32. 

§ 15 
(1) Die vVahlkreise gliedern sich in Stimmbezirke. In 

der Regel bildet jede Gemeinde einen' Stimmbezirk. In 
größeren Gemeinden teilt. der Kreisvrahlausschuß das 
Gemeindeaebiet in mehrere Stimmbezirke ein. Kleine Ge­
meinden und Gemeindeteile kann der Kreis,vahlaus· 
schuß mit benachbarten Gemeinden oder Gemeindeteilen 
zu einem Stimmbezirk vereinigen. '. 

(2) Die Stimmbezfrke sollen nach den örtlichen Verhält­
nissen oder so abgegrenzt sein, daß allen Stimmberech­
tigten die Teilnahme an der vVahl möglic..llst erleichtert 
wird. Die Verwaltungsbezirksgrenzen sollen eingehalte'1 
werden. 'Wird eine Gemeinde in Sti!!l!Ilbezirke eingeteilt. 
so soll kein Stimmbezirk mehr als 2500 Einwohner um­
fassen. Die Einwohnerzahl eines Stimmbezirkes darf 
jedoch nicht so gering sein, daß sich die Vvahlentschei­
dung der einzelnen Stimmberechtigten ermitteln ließe: 
Die Einteilung des\Vahlk::-eises in Stimmbezirke ist in den 
,betreffenden Gemeinden öffentlic..~ bekanntzugeben. 

§ 16 
(1) In jedem Stimmbezirk "lird ein Vvä,hlerverzeichnis 

('\Vählerliste oder \Vahlkartei) geführt. 
(2) Das vVählerverzeichnis (\Vählerliste oder vVahlkar­

teil wird vom einunezw'anzigsten bis zum vierzehnten 
Tage vor der vValü ZU! allgemeben Einsicht öffentlich 
ausgelegt. Vom Termin der Auslegungsrrist ab, können 
l?ersonen nur auf rechtzeitigen Einspruch in das 'Wähler-

. 89 

verzeichnis aufgenommen oder darin gestrichen werden, 
es sei denn, daß es sich um offenbare Unrichtigkeiten 
handelt, eie c.er Gemeindedirektor bis ZlLlll Taae vor der 
Wahl zu beric..lltigen hat. -

n7 
(1) \Ver das\Vähle::-verzeichnis (VvählerEste oder 'Wahl~ 

kartei) für unrichtig oder unvollständig halt, kann inner­
halb der Auslegungsf:ist bei' der Gemeindeve!waltung 
Einspruch einlege!:!. 

(2) RiCh.te~ sich der Einspruch gegen die Eintragung eines 
anderen, 50 ist dieser vor der Entscheidung zu hören. 

(3) Der Gemeindedirektor hat die Entscheidung unver­
züglich Zl! fälle!l und dem Antragsteller und dem Betroffe-
nen zuzustellen. ' 

(4) Gegen die Entscheidung des Gemeindedirektors 
kann binnen drei Tagen nach Zustellung Besdnn';rde ein­
gelegt werden, über die die Adsichtsbehörde entscheidet. 

, (5) Die Einspruchs- oder Beschwerdeentscheidung ist für 
die Berechtigung zur Teilnahme an der vVahl endgültig. 
Sie schließt die Erhebung eines Einspruchs im vVahlprü­
fungsverfahren nicht aus (§ 1 des Gesetzes übe: die Prü­
fung der 'Wahlen zum Landtag des Ländes' ::-Jordthein­
:Westfalen vom 20. November 1951 - GV. !,!vV. S. 147 -I. 

§ 18 
(1) Der'\Vähler kann nur in demStimmbezir!c wählen, 

in dessen \Vählerverzeichnis (vVählerIiste oder Vvahlkar­
teil er eingetragen ist. 

(2) Inhaber eines \Vahlscheines können in jede!Il Stimm­
bezirk wählen. 

§ 19 
Die Aufstelllli'lg der Bewerber für Vvahlkre:se urid Lan­

desreserveliste ist in geheimer Abstimmung in einer Ver­
sammlung von ?vIitgliedern ode! Delegierten der betreffen­
den politischen Partei auf der \Vahlkreisebene - für die 
Land-esreserveEste auf Landesebene - vorzunehmen, zu 
der die Mitglieder oder eine den statutarischen Bestimmun­
gen der Partei entsprechende Zahl von Delegierten 
ordnungsmäßig einzuladen sind. emfaßt ein Landkreis 
oder eine kreisfreie Stadt melirere' \Vahlkreise, so kann 
die Versammlung für alle vVahlkieise stattfinden und ge­
meinsam abstimmen. Eine beglaubigte Abschrift der Kie­
derschrift über diese Beschlußfassung ,mit Angaben uber 
die Beka!'-1ltmachung ode! Einladung zu der Versammlung 
und über die Zahl der erschienenen YIitglieder ist mit 
den \Vahlvorschlägen einzureichen. 

PO 
(1) Beim Kreisvrahl!eiter können bis zum siebzehnten 

Tag vor der Wahl 18 Uhr Wahlvorschläge für die Wahl­
im ,Wahlkreis '(Kreiswahlvorschläge) eingereicht wj"rden. 

(2) Die Kreiswahlvorsc..h.läge von politischen 'Parteien 
müssen von der für den vVahlkreis zuständiaen Landes­
leitung de! Partei unterzeichnet 'sein. Ist dre politische 
Partei in der im Zeitpunkt der vVahlausschreibung (§ "1 
Abs. 1) laufenden \Vah!periode des Landtags nicht lln~ 
unterbrochen D.it mindestens drei Abgeordneten :m Land­
tag vertreten, so kann sie einen vVahlvorschlag IlU'. 

einreichen, wenn sie nachweist, daß sie einen nach demo­
kratischenGrundsätzen gew'ählten Vorstand, eine schrift­
liche Satzung lLlld ein Programm hat. 

'Die "\Vahlvorschläge dieser Partei !Ilüssen ferner von 
!Ilindestens 100 \Vahlberechtigten des \Vahlkreises per­
sönlich und handschriftlich un~erzeichnet sein; dies gilt 
al:ch für \Vahlvorschläg~ von parteilosen Bewerbern. D~e 
ordnungsmäßige Unterieichnung bis zum Ablauf der Ein­
oeichungsfrist ist Voraussetzung für das Vorliegen eines 
gült1gen, Vvahlvorschlags. 

(3) Jeder \Vahlvorschlag muß Kame, V,omame, Geburts­
tag, Geburtsort, Anschrift und Beruf und. falls der Bewer­
ber von einer Partei aufgestellt ist, die Partei bezeichnung 
angeben. Jeder \Vahlvorschlag darf nur einen Bewerber 
entha!te!l: Ein Bewerber darf - llnbeschadet sein,er Be­
werbuna in einer Reserveliste - nur in einem Vvahlvor-

, schlag benimnt yrerden. In einen \Vahlvorschlag darf nur 
aufgenommen werden, ",;-er seine Zustimmung schriftlid~ 
erteilt hat., Die ordnungsmäß~ge Abgabe der Zustim­
munaserkläruna bis zum Ablauf der Einreichuncrsfrist ist 
Vorci"ussetzung -für die Abgabe eines gültigen '(Vahlvor­
schlags. 

i 
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(4) In -jedem vVahlvorschlag sölI ein Vertrauensmann 
und ein Stellyertreter verzeichne: sein_ Fehlt diese Be­
zeichnung, so gilt der erste Unterzeichner als Vertrauens­
:nenn, c.e!' z'''leite_als sein Stellvertreter. 

§ 21 
(1) Für die L~ndesreserveli5te können nur Bewerber be­

nannt "\v-erden, oie. für eine politische Partei auftreten. Die 
Landesreserveliste-muß von der für das Land zuständigen 
Parteileiiung _ unterzeichriet sein. Ist die politische Partei 
in der im ZeitplLTJ.kt der vvahlausschreibung (§ 7' Abs. 1) 
laufenden \Vahlperiode des Landtags nicht ununter­
brochen mit mindestens drei Abgeordneten im Landtag 
vertreten, so muß die Landesreserveliste von mindestens 
1000 vVahlberechtigten des Landes persönlich und hand­
schriftlich unterzeichnet sein. 

(2) § 20 Abs. 1, 3 und 4, gelten sinngemäß. 

§ 22 

(1) Der zustiindige Vvahlleiter hat die \Vahlvorschliige 
sofort zu prüfen. Stellt er ~liingel fest, so fordert er unver­
züglich den Ver~rauensillann auf, sie rechtzeitig zu besei­
tigen, Der Ve::trallenSo.ann kann gegen Verfügungen des 
vVahlleiters den \Vahlausscnuß ann:fen. 

(2) Mängel des \Vahlvorschlages können nur solange 
behoben ,\-erden, aL, nicht über seine ZulasslLTJ.g entschie­
den ist. Sind ~n einer _Landesreserveliste die Anforderun­
gen nur hinsichtlich einzelner Bewerber rlicht e::-füllt, so 
we:den ihre Kamen in der Landesreserveliste gestrichen. 

(3) Der Kreiswahlausschuß eni:scheidet am fünfzehnten, 
der Laneie3vrahiausschuß am zwö:iten Tage vor cer \Vahl 
über die Zulassu~g der vVahlvorscbläge. "\VG.-h.lvorsch!äge 

_ sind zurücKzu"\\"eisent v;-enn sie verspätet e:ngereicht sü,-.d 
oder den Anforderc.ngen ~icht entsprechen, die durch 
d~ese;; Gesetz _oder Gie ·Wahlordnung aufgestellt sind'. 

(4) Vveist der Kreiswahlausschliß einen vVai::Jvorschlag 
zurtck, so kann binnen zwei Tagen nach Verkündung in 
eier Sitzuna des Kreiswahlaus5chusses vom Vertrauens­
mann de:;; \Vahlvorschlages, dem Landeswahlleiter oder 
dem Kreiswahlleiter Beschwerde an den Landeswahlaus­
schuß eingelegt werden. Der Larideswahlleiter und der 
Kreiswahlleiter können auch gegen eine Entscheidung, 
durch die ein Kreiswahlvorschlag zugelassen wird, Be­
schwerde erheben. In der Beschwerdeverhandluno sind 
die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entscheidu:p..g 
über die Beschwerde muß' spätestens am zehnten Tage 
vor der \\fahl getroffen ,,'erden. Die Be3chwerdeentschei­
dung ist für die AufstelIlillg der Bewerber zur \Vahl end­
gültig. Sie schließt die Erhebung eines Einspruchs im 
\Vahlprüfungsverfahren nicht aus (§ 1 des Gesetzes über 
die Prüfung der \Vahlen zum Landtag des Landes r";ord~ 
rhein-\Vestfalen vom 20. Kovember 1951 - GV. N\V. 
S. 147 -). 

§ 23 
(1) Der Kreiswahlleiter illacm die zugelassenen Kreis­

wahlvorschläge spiitestens am achten Tage vor der \Vahl 
öffentlich bekannt. -

(2) Der Lanc.eswahlleiter macht die zugelassenen Lan­
desreservelisten spätestens am nelLTJ.ten Tage vor der 
·Wahl öffentlich bekannt. 

(3) Für die Reihenfolge der BekanntmachÜ!lg gilt § 25 
Satz 3. 

§ 24 

Ein \V~hlvorschlag kann durch gemei:p..same schriftliche 
Erklärung des Vertrauensmannes und seines Stellvertre­
ters zurückgenommen werden, solange nicht über seine 
Zulassung entschieden ist. Ein Kreiswahlyorschlag oder 
eine Landesreserveliste, die von 100 bzw. 1000 vVahl­
berechtigten unterzeichnet ist, kann auch von der Mehr­
heit der Unterzeichner durch eine yon ihnen persönlich 
t::ld handschriftlich unterzeichnete Erkliirling zurück­
genommen werden. 

§ 25 
Die Stimmzettel werden für jeden ·Wahlkreis amtlich 

hergestellt. Sie enthalten alle zugelassenen Kreiswahl­
vorschläge. Die Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet 
si6 nach der Stimmenzahl, die die Parteien bei der letzten 
Landtagswahl im Lande erreicht haben; sonstige \Vahl­
vorschläge sG.1Jießen sich in der Reihenfolge ihres Ein­
gangs an. 

i 
III. Durc::'führung der \Vahl 

§ 26 
(1) Die \Vahlhandlung und -die Ermittlung des Viahl­

ergebnisses sind öffentlich. Der \Vahlvorstand kann Per­
sonen, die die Ordnung und Ruhe stören, aus dem Vvahl­
raum verweisen. 

(2) In dem Gebäude, in dem sich der \Vahlraum befindet, 
sowie in einem "Gmkreis von 50 :VIetem ist jede Beein­
flussung der \Vähler durch vVort, Ton, Schrift oder Bild 
verboten. 

§ 27 

(1) Jeder \Vätler hat eine StiIl!me, die nur persönlich 
abgegeben werden kann. 

(2) Der \Vähler hat seine Stimme geheim und ll.TJ.ter Be­
nutzung des ihm ausgehändigten amtlichen Umschlags ab­
zugeben. 

(3) Der ]\-ame des Bewerbers, dem der ""Vähler seine 
Stimme geben will, ist auL dem Stimmzettel mit einem 
Kreuz oder auf andere \Veise eindeutig zu bezeichne:l. 

§ 28 
(1) Für die ·Wahlhandlung sind ·Wahlurnen zu'benutzen. 

(2) Die Stimmenzählung hat uI!mittelbar im Ansch.luß 
an die Vvahl i:n vVahllokal zu erfolgen. 

§ 29 
(1) Bei eier Stimmenzähh:ngist zunächst die Gesamtzahl 

der abgegebenen Stimmen an Hand der \Vählerverzeicli­
nisse (\Vählerlisten oder \Vahlkarteieh) festzustellen und 
mit der Zahl der in de:l Urnen befindlichen amtlichen 
"Cmschliige zu ve::-gleichen. DanaCh wird die Zahl der gül- . 
ligen Stimmen und de::; auf jeden Kreiswahlvorschlag ent- . 
fal:enden Stimmen erm~ttelt. 

(2) Cber die Gültigkeit der Stimmen e-ntscheidet der 
\Va!!l vo~stand. 

§ 30 
Ungültig sind Stimmzettel, 

1. die nicht in einem amtlichen "Cmschlag oder die in einem 
reit Kennzeichen versehenen Umschlag übergeben vmr­
den sind, 

2. die als nicht amtlich hergestellt erkennbar sind, 

3. aus denen sich der \Ville des Vvahlberechtigten nicht 
lL'lzweifelhaft ergibt, 

- 4. die mit Vermerken oder Vorbehalten !ider Anlagen 
versehen sind. 

IV. Ver~ eil ung der Sitz e 

-§ 31 

(1) Im \Vahlkreis ist derjenige Bewerber gewählt, der 
die meisten Stimmen aur sich vereinigt. Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet das vom Kreiswahlleiter zu zie-
hende Los. -

(2) . Der Kreiswahlausschuß stellt fest, wieviei Stimmen 
für die Bewerber und für die politiscnen Parteien abge­
geben worden- sind und welcher Bewerber im \Vahlkreis 
gewählt ist. Er hat hierbei die Entscheidungen der vVahl­
vorstände zugrlLTJ.de zu legen. 

(3) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den Gewählten 
durdl Zustellung .md fordert ihn auf, binnen einer "\Yoche 
nach Zustellung schriftlich zu erklären, ob er die Vvahl 
annimme 

§ 32 
(1) Die Zm\'eisling der Sitze ad der Landesreserveliste 

erfolgt durch den Landeswahlaussdmß, dem die Kreis­
\\'ahlleiter die \Vc.hlergebnisse ihrer \Vahlkreise mit­
teilen. 

(21 Der Landeswahlausschuß ziihltzunächstdie für alle 
part'eiangehörigen Bewerber abgegebenen Stimmen, nach 
Parteien getrennt, ZUS2.mmen. Er stellt dann fest, welche 
Parteien weniger als 0 °/0 der Gesamtstimmenzahl oder 
nicht mindestens einen Sitz im \Vahlkreis oder nicht min­
destens ein Drittel der gültigen Stimmen in einem \Vahl­
kreis erhalten haben. Die'Stimmen dieser Parteien bringt er 
von der Gesamtsiimmenzahl in Abzug. Darauf ermittelt 
-er, wieviel Sitze jeder der noch zur Berücksichtigung kom­
menden Parteien unter Anwendung des Verhältniswah~­
rechts zuzuteilen wärer:. Zu diesem Zweck stellt er fest, 
wieviel Prozent aller abgegebenen Stimmen jede Partei 



erhalten hat und ,·{ie.viel Sitze ihr danach insgesamt zu­
stünden. Dabei 'wird eine Sitzzahl zugrunde gelegt, die 
331/3 Prozent über der Zahl der in den 'Wahlkreisen ge- -. 
wählten Abgeordneten liegt (Al!sgangszahIJ. ·DieJenigen 
Parteien, die mehr erhalien haben, als ihre unter, Zu­
grundelegung der ,Ausgangszahlerrecnnete Sitzquote aus­
macnt, behalten diese Sitze; Parteiell,die weniger als ihre, 
Sitzcruote erhalten haben, erhalten aus der Re5erveliste 
in d~r Reihenfolae dee dorthenannten Bewerber zusätz­
liche Sitze bis zur Höhe der ihnen zustehenden Zal:l. 

(3) Der Landeswahllejter benachrichtigt die aus den 
Landesreservelisten Gewählten du::-ch Zustellun.g lli"'ld fo::­
deit sie auf, binnen einer 'Woche nach Zustellung schrift­
lichzu erklären, ob sie die "yahl annehmen: 

§33 
Der Kreiswahlleiter macht das Ergebnis hn \Vahlkreis, 

der Landes'\~ahlleite"r das Ergebnis im Land bekannt. 

§34 

Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft i::r:. 
Landt1!g mit dem Eingang der Annah.meerklärung beim 
zuständigen \Vahlleiter, jedoch nicht vor Ablauf c.erVV"ahl­
neriode des alten LaIl:dtaas. Gibt der Ge:wählte bis zum 
:<\.tllaur der gesetzten Frist ke:ne Erklär~ng ab; 50 gilt die 
'Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen. Ene Eeklä­
nmg unter Vorbehalt gilt als l\.blehnung. Eine AblehmL"'l.g 
kann nicht widerrufen werden. ' 

, , 

V. :0lachwahlen, VV"iederholungswahlen und 
Ersatz von AbgeordI'.ete~ 

§ 35 
(i) Eine Nachwahl fin~et statt, 

I 

1. ,venn in' einem vVahlkreis oder in einem ,Stimmbezirk 
die vVa~1 nicht, durchgeführt worden ist, " 

2. wenn ein indem Vvahlkreis vorgeschlagene:: Bew'erber 
nach der Zulassung des \YahlvorsclJ.lags, aber noch vor 
der \Vahl stirbt. . 

(2) Die-Nachwahl muß spätestens drei \Voco.en nach dem 
Tag der· ausgefallenen \Vahl stattfinden. Den Tag der 
Xachwahl bestimmt der Landeswahlleitee. 

(3) Die Nachwahl findet auf denselben- G::undlagen und, 
nach denselben Vorschriften wie die ausgefallene 'Wahl 
statt, sO\\~eit niCht eine Ergänzung der ,'Wahlvorschläge 
erforderlich ist. 

§ 36 
(i) Vvird im. vVahlprüfungsv:e:fahren-die_ vVahl in einem 

\Va1ill<.:.reis oder in einem Stimmbezük für unaültiq er­
kiä;t~- so ist sie in dem in der Entscheidp.ng be-stimmten 
Umfang zu wiederholen. 

(2) Bei deL Vifiederholung ,,,,ird voroehaltlic:h einer an­
deren Entscheidung im \Vahlprüfungsverfc:hren nach den­
selben VV"ahlvorschlägen und, wenn seit der Halipi:wahl 
noch nicht sechs Monate verflossen sind, auf GeUnd der­
selben vVählerverzeichnisse gewäblt wi"i bei de!' für un­
gültig- erklärten\Vahl. 

(3) Die vViederholungswahl muß spätestens 60 Tage 
nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden, d~rch die 

,die \Vahl für l!ngültig erklä:-t wo:-den ist. S~e u..rJ.terbleibt, 
",enn feststeht, daß· innerhalb von sechs ,Monaten ein 
neuer Landtag gewählt wird. Den Tag der vViederho­
lungswahl bestimmt der Landeswahlleiter. 

(4) Auf Grund der \Viederholungswahl wird das Vvahl-
ergebnis neu festgestellt, . / / 

§ 37 
(1) Verlieren in iNal}ll,-reisen gewählte Abg~ordnete 

ihren Sitz allf Grund einer Entscheidung des Bundesver; 
fassungsgerichts gemäß Art. 21 des Grundgesetzes, durch 
die eine Eartei oder die Teiloraanisation einer Partei für 
verfassungswidrig erklärt wird: so wird die vVahl in die~ 
sen \Vahlkreisen wiederholt. Die 'vom Ve::lust betroffenen 
Abgeordn'eten dürfen bei der Vviederholungswahl nicht 
-als B~,ve!ber ~uftreten. 

(2) Verlieren aus den Landesresetvelisten gewählte Ab­
geordnete unter den Voraussetzungen des :q,bs. 1 ihren 
Sitz. so bleibt dieser - vorbehaltlich des Abs. 3 -un;.. 
besetzt; die,'gesetzliche Ylltgliederzahl des Landtags ver~ 
ringert sich entsprechend: ' 
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, (3) \Var im Falle des Abs. 2 der vom Verlust be-, 
trorrene Abgem:c.I'.ete auf de: Landesre5e~veEste eine: 
nicnt für verfassü.ngs,\~id!"ig erklä..rte~ P2.rtei -ge\\~ähItl so 
1"lird der nä~hste I!icht _ge,v"ählte Be\,'"erber dieser Landes" 
re.3er-vel-iste einbe:ufen. 

§ 38 
(1) 'Wenn' ein gewählter Bewerber stirbt oder die An­

nahme dee \Vahl ablehnt oder v,enn ein Abgeoedneter 
stirbt oder sonst aus dem 'Landtag '1!ussmeidet, so wird 
der Sitz nach der Landesrese::veliste derjenigen. Partei be­
setzt, füe die der Ausgesc..hied.enebei der \Vahl aufgetre­
ten ist; ein späterer ~arteiwech:;;el des Ausgeschiedenen 
bieibt unberücksichtigt. Auf der Landesrese:::veliste blei­
ben,diejer:igen Bewerber außer Betracht, die aus de::: Pa:­
tei, für. die sie bei der vVahi aUfgestellt worden sind, aus­
geschieden sind oder in der gemäß§ 6 vorgesehenen 

. Form auf ihre An.wartschaft verzichtet haben. Ist die Lan­
desreserveliste ,erschöpft, so ·bleibt der SJtz leer; die ge­
setzliche Mitgliederzahl des Landtags vermindert sfch 
entsprechend. ' 

(2) Treffen die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 1 
erster Halbsatz auf einen Bewerber zu, der nichi.für eine 
politische Partei aufgetreten ist, so findet eine-Ersatzwahl 
statt. Di<= Ersatzwahl muß spätestens drei ::-"10nate nach 
dem Zeitpunkt stattfinden, in dem die Voraussetzung 

. darür eingetreten- ist. Sie unte!"bleibt, ·w"enn feststeht, d2.ß 
innerhalb von 'sechs ~lonaten ein neueJ; Landtag gewählt 
'wird. Die Ersatz\V'ahl wird nach den allgemeinen Vor­
schriften durchgeführt. Den "VVahltag bestimmt der Lan­
des\vahlleiter. Die §§ 31 Ab5.3, 33 und 34 gelten ent-
sprechend. ' 

(3) Die Feststellung, wer nach Abs. 1 als Listennachfol­
ger eintritt, trifft der I.,andeswahlleiter. Die §§ 32 Abs. 3, 
33, und 34 gelten entsprechend. 

VI. Vvahlkosten 

§ 39 
. Da's Land erstattet den Gemeinden die K~sten der Land­

tagswahl n,,-c11 'resten und nach Gemeindegrößen a.bgestuf­
ten Sätze'n,die yom Innenminister festgesetzt werdr=n. 

VII. Ube-rgangsbestim:nungen 

HO 
Die Wahl am 27. Juni i954 finde~, unbesco.adet gering­

fügiger Berichtigungen durch den Landeswahlausschuß, 
n,,-ch der bisherigen \\Tahlkreiseint~ilung statt: 

VIII. Ausführungsbestimmu-ngen 

§ 41 
(1) Der Innenminister erläßt in der Landeswahlordnung­

Rechtsvorschriften zur Ausführung der '[orschrEten in 
§ 3 über die Führung und Auslegu . .llg der Vvählerver­

zeii:hnisse sowie über die Ausgabe von "Wahl-
scheinen, . .. 

§§ 8 bis i2 über Bildung, Beschlußfassung und Verfahren 
der :VValilausschüsse und vVahlvorstände, über die 
Berufung in ein \Vahleheenamt un4 über den Er­
satz von Auslagen fü." Inhaber. von, vVahlehren­
ä~tern, 

§§ 13 bis 15 über' die 'Einteilung der' Stimmbezirke und 
übe'r die Bekannt!L.achung der Viahlkreise, Stimm­
bezirke und vVahlräu:me. wobei den besonderen 

-Verhäitnissen der am.tsangehö"rigen GeineilJ.den' 
Rechnung zu tragen ist, 

§ 17 über das Verfahren bei Einsprücnen und liber die 
Benac:hric;htigungder \Vahiberechtigten, 

§§ 19 bis 24 über Inhalt, Einreichu..TJ.g und Form der Wahl­
vorschläge, wobei ein vereinfachtes Nachweisver­
fahren für solche Parteien vorgesehen werden 
kann, die sich gleichzeitig in \Vahlkreisen unß auf 
der Landesreserveliste be':,:erben;' über das Ver­
fahren für die. Prüfung, Zulassung . lind Bekannt, 
ga)Je derVvahlvorschläge, über die Befugnisse' der 
Ver-trauensmänner und über die Befugnis zur "Cn-
terzeichimng von vValllvorschlägen, -

§ 25 über Form u..TJ.d Inhalt des' Stimmzettels und des 
\Vahl umschlags, 

'§§ 27- und 28 über SChutzyorrlchtungen, VV"ab.lurnen und 
über die Stimmabgabe, . 

§ 29 über die Festste~lung' des Vvahlergebnisses, 
§ 30 über die Ungültigkeit der Stimmzettel. 
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§§ 31 bis 34 über die Feststelkna und Bekanntmachunq 
des \Vah!e::-geb~isses und die Aufbewahrung der 
\Vahlunter!agen, 

§§ 35 bis 38 über die Durchfüh::-ung von ?-Jachwahlen, \Vie­
derholungswahlen und Ersatzwahlen und die Er­
satzbestimraung yon Vertretern, 

§ 39 über die Erstattung der \Vahikosten. 
(2) In der ·Wahlordnung kann das \Vah!verfah::en 

1. in Kran:ken- 1ill..d Pfleg-ean3talten und in Y~löstern, 
2. für Bewob.ner von Sperrgehöften, 
3. für Binnenschiffer, 
4. für Personen, die sich am Vvahltag außerhalb des Lahdes 

befinuen, lL'ld 
5. in Gefangeneuanstalten 
mit Rücksicht auf eie Besonderheiten dieser Fälle geregelt 
werden . 

.. 

(3) In der ·Wahlordnung sind besondere Bestimmungen 
zu treffen ü~er die gemeinsame Du~chfüh.run"g der Land­
tagswc.hl mit anderen vVahlen, um die gemeinsame Be­
nutzung der \Vahlunterlagen und die Zt:sammenarbeit 
der \Vahlorgan€ sicherzustelien. 

(4) Die \\Tahlordnu..llg trifft näilere Bestimmungen, in 
","elcher \\Teise Bekanntmachungen zu veröffentlichen, in 
welchem "Cmfang amtliche Vordrucke zu verwenden und 
Vordrucke von "Amts wegen zu beschaffen sind. 

(5) Die \Vahlordnung irirrt die nähe;:en BestimmuLgen, 
in welcnem C"!I'.fang für die Zwecke der \Vahlstat:istik die 
\Vahl nach Geschlechtern und A!tersgruppen getrennt 
durchaefüh:t werden kann oder auf Anordnuna des Lan­
deswal>_lieiters get:ennt durchzuführen ist. Sie -regelt das 
hierbei anzuwenc.ende Verfahren. 

- GV. ;:~W. 1954 S. 88. 
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